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Selbstuverständlich oll die Jugend ıhren Fınger auf UNSCTE Fehler legen.
Der ennn IDLV versaumen, ıhr dıe YrenNZeNn solcher Unmutsäußerungen

vermitteln, machen IDLY s$Ze unfähig, miıteinander leben Bönnen.

Ricbard DO  S Weizsäcker

Polıitik Lebensgefuhl
Die en sınd iınnerhalb VO  _ wenıgen Jahren einer zwerte Staatsverdrossenheit und IN der Breıte der Bevölke-
erfolgreichen Parteı geworden. Ihr wachsendes Gewicht runs auch keine grundsätzlıche Dıistanzıerung VO so7z1al
wırd durch ede Kommunalwahl un ede regıonale oder domestizierten marktwirtschaftlichen Ordnungsdenken.
bundesweite Umfrage bestätigt. Es o1bt auch keıne auch Nnu 1n größeren Minderheiten
Spätestens seiıtdem deutlich geworden ISt, dafß Stimmen konsensfähige Gegenıideologie, dıe Staats- un Gesell-
für die Grünen nıcht NnUu  — Lasten der Sozialdemokraten schaftsordnung AaUS$S den Angeln heben oder auch NUu die
gehen, sondern In größerem Umfang auch VO den Unıi1- sozlal-politische Stabilität des Landes beschädigen
Onsparteıen (stärker VO der CDUWU, In noch geringem Um- könnte. Aber x1bt genügend /Zonen des polıtıschen 1 A
fang VO der C SU) abgezogen werden (können), 1ST auch bens, Unzufriedenheit und Mißtrauen 1mM Wachsen sınd.
nıcht mehr auszuschließen, da{fßs die Grünen nach eıner Dıie Dıstanz den die Polıtık der Bundesrepublık. bısher
nächsten Bundestagswahl auch koalıtionspolitisch 1INs (e- tragenden Parteıen 1St größer, die Wählerschafrt unruhiıger
wicht tallen Dıie Unionsparteıen können geringer veworden. Mehr Wähler sınd eher zZzU Wechsel bereıt,
Aussıcht der Soziıaldemokraten, In absehbarer eıt Mehr- finden aber keine der bisher gewählten Parteıen attraktıv,
heıtspartei werden, keineswegs mehr sicher se1ın, für gerade weıl Volksparteien wen1ıg Profil zeıgen un

eichter gegeneınander austauschbar sınd. Das Gefühl,sıch oder mI1t der FDP ine regierungsfähigeMehrheıit zustande bringen. das Land sel bürokratısch ETrSTATT, hat ebenso ZUSCNOM-
INeN WI1IEe die Meınung, Regierungen zeıgten sıch immer
wenıger handlungsfähig. Auf jeden Fall wächst die Ent-nia Protest gıbt es ternung zwiıischen Politiker und Bürger. Hoffnungen, dıe

Der Aufstieg der Grünen hat viele überrascht und manche Bundesrepublık autf soz1ıallıberalem Wege demokratisch
selbstsichere Prognose über das Kommen un Gehen tortzuschreiben und soz1ıal- un rechtsstaatlich revolu-

VO  3 Splitterparteien über den Haufen veworten. Wenn tiıonıeren, wurden durch die wıirtschafrtliche Rezession
sıch ıne Parteı mi1t ungewohnten Methoden und In INanl- und den damıt verbundenen Nıedergang der SPD
cher Beziehung noch durchwegs unklaren Zielen be] O enttäuscht. S1e ISt heute keın Hoffnungsträger, sondern
ßer innerer Zerstrittenheıit nachhaltıg behauptet, da auf den Status einer strukturellen Miınderheıtsparte!l —

S1Ee das gESAMLE Parteiengefüge durch Verunsicherung In rückgetallen, die schwer hat, hre sechr heterogen SC
Bewegung bringt, mu{ sıch 1im polıtıschen Weichbild der wordenen Wählerpotentiale 1ın sıch integrieren.
Gesellschaft verändert haben ber Wad$s sıch veräan-
dert hat, 1St leicht nıcht auszumachen. Dıie gegenwärtigen Koalıtionsparteien regıeren das Kand.

jedenfalls nach der Meınung iıhrer intellektuellen Krıtiker,
Eıne Erklärung, nıcht täglıch lesen, 1aber doch immer nıcht L1UTE gylanz-, sondern stil- und 1m Blick auf mıttlere
wıeder hören, ISt; dafß das politische Protestpotential In und längere Fristen konzeptionslos. Der Abbau VO  —
der Bundesrepublık In den etzten Jahren zugenommen Staatsverschuldung, zunehmendes Wachstum und die fast
hat un dafß die (Gsrünen ZU „natürlıchen“ Träger, Ja auf ull gebrachte Inflationsrate machen, obwohl klassı-
Zu Hoffnungsträger dieses Potentials yeworden sınd. scher Ausdruck erfolgreichen Regıerens, auf Pprotestge-
Gründe o1bt für beıdes. Dıe ganz überwıegende Mehr- neı1gte Bürger und Wähler, Jüngere zumal, wen1g FEın-
heit der Bevölkerung bejaht die mıt dem Grundgesetz SC- druck Jedenfalls solange sıch keıne beschäftigungspoliti-
troffenen polıtıschen Grundentscheidungen. Es o1bt schen und wen1g me{(ibare umweltpolıtische Erfolge
vielerlei Ge) amrpers in der Bundesrepublık hbeine NENNENS - vorweısen lassen. Und dıe Regierung selbst, nunmehr seıt
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onaten VO Aftäre Attäre tofkelnd‚ bıetet eın Bıld, W as S$1e pragt, sınd wenıger die politischen Themefi als das
das S$1e Z Gespött VO Freund un Gegner macht. Politikverstäandnis und der politische Stil.

Eıne stärker werdende Grundstimmung die „CLa-494  VLeita rtikel  Monaten von Affäre zu Affäre tofkelnd‚ bietet ein Bild,  was sie prägt, sind weniger die politischen Themen als das  das sie zum Gespött von Freund und Gegner macht.  Politikverständnis und der politische Stil.  Eine stärker werdende Grundstimmung gegen die' „eta-  ... aber keine klassische Protestpartei  blierten“ Parteien hilft ihnen, Sympathien zu sammeln  und über die inneren Widersprüche hinwegzukommen.  Grund also genug für eine Protestpartei zu reüssieren.  Zumal es auch wirtschaftlich Unzufriedene in größerer  Die größer gewordenen Protestpotentiale, so heterogen  Zahl gibt und die anhaltende Arbeitslosigkeit bei gleich-  sie in sich sind, erleichtern den Durchbruch als Alternative.  Und die Umweltbedrohung erlaubt die Formulierung po-  zeitiger Reduzierung von Sozialleistungen so manchen,  und zwar nicht nur traditionelle Unterschichtangehörige,  litischer Themen und Zielvorstellungen, von denen sich  die gesamte Bevölkerung angesprochen fühlt, deren „Rea-  an den Rand des Existenzminimums treibt (vgl. HK, Ok-  tober 1984, 457-463).  lisierung“ aber viele den „klassischen“ Parteien nicht zu-  trauen, jedenfalls nicht ohne massiven Druck von außen.  Tatsächlich sind denn auch Arbeitslose, vor allem jugendli-  Aber abgesehen davon, daß die Grünen umweltpolitisch  che Arbeitslose, unter den Grünen-Wählern eindeutig  so überzeugend gar nicht wirken (Kohle- statt Kernkraft-  überrepräsentiert. Und der bayerische Ministerpräsident  werke, die „Schließung“ von Mülldeponien, die Verhin-  weiß schon, warum er mit der Agrarpolitik der Bundesre-  derung des Baus von Umgehungsstraßen sind samt und  gierung — in Brüssel und in Bonn — unzufrieden ist. Auch  sonders keine umweltfreundlichen Maßnahmen) und das  in der CDU hat sich inzwischen herumgesprochen, daß  Ökologie-Thema allein keine Partei über längere Zeit tra-  mehr und mehr Bauern die Grünen, von der politischen  gen kann, macht Ökologiepolitik nicht die Substanz. und  Machart her sicher nicht erste Wahl, nicht mehr unsym-  nicht das eigentlich Neue dieser Partei aus.  pathisch finden. Zutreffend ist auch, daß die Grünen  Themen aufgegriffen haben, die gerade Bundesbürgern  Und schließlich: die Grünen sind entgegen ihrer Selbst-  einschätzung und dem Urteil ihrer Gegner auch keine  unter die Haut gehen und an denen sich Protest hervorra-  gend artikulieren läßt.  klassische Linkspartei. Eher halten sich bei ihnen linke und  rechte Ideen die Waage.  Das Thema Nachrüstung hat Friedensbewegung und  Grüne zusammengeführt. Über den Irrsinn der sich wei-  Dem widerspricht nicht, daß sich die Mehrheit der Grü-  nen selbst als links von der SPD einstuft. Viele von den  ter drehenden Rüstungsspirale machen sich viele Gedan-  ken, ohne eine Lösung in Sicht zu bekommen. Um so  Grünen vertretenen Sachanliegen sind durchaus konser-  vativer Natur, jedenfalls verhalten sich Grüne Teilen der  mehr steigt die Neigung, sich einer Formation anzuver-  trauen, die mehr den Feind im eigenen Lager sieht und zu  Wirklichkeit gegenüber ausgesprochen wertkonservativ:  Naturnähe, vielfach verbunden mit Fortschrittspessimis-  „pazifistischen“ Vorleistungen gegenüber dem gegneri-  mus, ist nur ein solcher Punkt. Es kommen andere hinzu:  schen Bündnis oder gar zur Aufkündigung des eigenen  bereit ist. Die niemanden mehr gleichgültig lassende, den  ein neues Heimatgefühl zum Beispiel.  Aber auch in ihrem Stil, ihren politischen Methoden und  täglichen Nachrichtenstrom beherrschende Diskussion  um die Umweltschädigung hat in dem wie eine Epidemie  in ihrem Verhalten gegenüber politisch-parlamentarischen  Verfahren lassen sie sich nicht einfach als Linke im klassi-  über uns gekommenen Waldsterben endgültig das politi-  sche Terrain gefunden, auf dem jede demokratische Re-  schen Sinn einordnen, es sei denn, man betrachte Funda-  mentalopposition, Annäherung an Formen direkter De-  gierung, und wäre sie noch soviel „geistiger“ Führung  fähig, da auf langwierige Abwägung und Konsensbildung  mokratie und geschärftes Mißtrauen gegen parlamentari-  sche Repräsentation, das Schwanken zwischen parlamen-  angewiesen, nur schlecht dastehen kann. Was also liegt,  zumal alle Parteien verdächtigt sind, die Übel nicht recht-  tarıscher . und außerparlamentarischer Opposition als  zeitig erkannt, geschweige denn bekämpft zu haben, nä-  schlechthin linke Verhaltensweisen. Aber selbst dann: die  her, als sich einer neuen, miıt weniger konventionellen  Politisierung des Gefühls z.B. ist keine klassische linke  Methoden Politik treibenden Bewegung anzuvertrauen,  Eigenart.  auch wenn diese oder Teile von ihr, was viele ihrer Sym-  pathisanten gerade nicht wollen, der Marktwirtschaft ab-  Basisdemokratischer Tränsport von  Lebensgefühl  schwört, weil sie darin keine mögliche Lösung ökologi-  scher-Probleme erkennt, und sich in Stil und Verfahren  Doch nicht erst hier zeigt sich, daß die Grünen in kein tra-  auf „Radikalopposition“ festlegt.  ditionelles Schema passen, sondern eine Partei eigener,  neuer Prägung sind, nicht von den politischen Inhalten  Linkes und Rechtes hält sich die Waage  her, sondern durch ihr Verständnis von Politik und ihren  politischen Stil. Welche Bedeutung das hat, wird bereits  Doch trotz der — inzwischen wohl nur noch teilweisen —  Selbstfestlegung auf Protest sind die Grünen weder als  ersichtlich aus der (überwiegenden) Herkunft der Grünen  bzw. ihrer Zugehörigkeit zu bestimmten sozialen Milieus.  Bewegung noch als Wählerschaft in den Kategorien der  klassischen Protestpartei zu fassen. Und obwohl Umwelt  Trotz starken Zuzugs vor allem von jugendlichen Be-  ihr eigentlicher Gegenstand von Politik ist, wäre es auch  schäftigungslosen (nach Hans Joachim Veen von der Kon-  falsch, sie einfach als Umweltpartei zu bezeichnen. Denn  rad-Adenauer-Stiftung — vgl. FAZ vom 3. 9. 84 — würdenber keine Klassısche Protestparteı blierten“ Parteıen hılft iıhnen, Sympathıen ammeln
und über die inneren Wıdersprüche hinwegzukommen.Grund also für ıne Protestparteı reüsslıeren.

7Zumal auch wirtschafrlich Unzufriedene In größerer Die größer gewordenen Protestpotentiale, heterogen
Zahl o1bt und dıe anhaltende Arbeıitslosigkeit beı gyleich- S$1e In sıch sınd, erleichtern den Durchbruch als Alternatıive.

Und die Umweltbedrohung erlaubt dıe Formulierung p —_zeıtıger Reduzıerung VO  — Sozıialleistungen manchen,
und ZWaar nıcht B  - tradıtionelle Unterschichtangehörige, lıtiıscher Themen und Zielvorstellungen, VO denen sıch

die ZESAMLE Bevölkerung angesprochen {ühlt, deren „Readen Rand des Existenzminimums treıbt (vgl Ok
tober 1984, 45/-4653) lısıerung“ aber viele den „klassıschen“ Parteıen nıcht

Lrauen, jedenfalls nıcht ohne massıven Druck VO außen.
Tatsächlich sınd denn auch Arbeitslose, VOTr allem Jugendlı- ber abgesehen davon, da{fß die Grünen umweltpolitisch
che Arbeıtslose, unter den Grünen-Wählern eindeutig überzeugend Sar nıcht wırken (Kohle- Kernkraft-
überrepräsentiert. Und der bayerıische Mınısterpräsident werke, dıe „Schließung“ VO Mülldeponıien,; dıe Verhin-
weılß schon, mıt der Agrarpolıtik der Bundesre- derung des aus VO Umgehungsstraßen sınd SAamı(°<, und
gjerung INn Brüssel un INn Bonn unzutrieden 1St uch sonders keine umweltftfreundlichen Madisnahmen) und das
INn der (CAD)  S hat sıch inzwıschen herumgesprochen, da{fß Okologie-Thema allein keıine Parte1 über längere eıt tra-
mehr und mehr Bauern die Grünen, VO  > der polıtıschen SCH kann, macht OÖkologiepolitik nıcht dıie Substanz undMachart her sıcher nıcht Wahl,; nıcht mehr NSY:  - nıcht das eigentlıch Neue dieser Parte1 A4UusSs

pathısch finden Zutretfend 1St auch, da{fß die Grünen
Themen aufgegriffen haben, die gyerade Bundesbürgern Und schliefßlich: dıe Grünen sınd ihrer Selbst-

einschätzung und dem Urteil ihrer Gegner auch heinedıe Haut gehen un: denen sıch Protest hervorra-
gend artıkulieren äfßt Blassısche Linkspartei. Eher halten sıch be] ıhnen Iınke und

rechte Ideen die aageDas Thema Nachrüstung hat Friedensbewegung und
Grüne zusammengeführt. ber den Irrsınn der sıch WweIl- 1Dem wıderspricht nıcht, da{fß sıch dıe Mehrheit der (Grü-

nenNn selbst als lınks VO der SPD einstuft. Vıele VO  z denter rehenden Rüstungsspirale machen sıch viele Gedan-
ken, ohne ıne Lösung ın Sıcht bekommen. Um Grünen V  en Sachanlıegen sınd durchaus konser-

vatıver Natur, jedenftalls verhalten sıch (Grüne Teılen dermehr ste1gt dıe Neıgung, sıch einer Formatıon ANZUVETI-

trauen, dıe mehr den Feınd 1mM eiıgenen ager sıeht und Wıirklichkeit gegenüber ausgesprochen zuertkonservatıv:
Naturnähe, vielfach verbunden mI1t Fortschrittspessim1S-„pazıfıstischen” Vorleistungen gyegenüber dem gegner1-
INUS, 1St 1U  — eın solcher Punkt Es kommen andere hınzu:schen Bündnıs oder SAl Z Aufkündigung des eigenen

bereıt ISTt. Die nıemanden mehr gleichgültıg lassende, den eın Heımatgefühl Z Beıspıel.
ber auch ın ihrem Stil, ıhren polıtıschen Methoden undtäglichen Nachrichtenstrom beherrschende Dıiskussion

dıe Umweltschädigung hat In dem WI1I€e iıne Epidemıie In ihrem Verhalten gegenüber politisch-parlamentarischen
Verfahren lassen S$1e sıch nıcht eintach als Linke 1mM klassı-über un gekommenen Waldsterben endgültıg das polıtı-

sche Terraın gefunden, auf dem jede demokratische Re- schen Sınn einordnen, SEe1 denn, INa  — betrachte Funda-
mentalopposıtion, Annäherung Formen direkter De-g1lerung, und wÄäre S$1e noch sovıel „geistiger” Führung

rähig, da auf langwierıge Abwägung und Konsensbildung mokratıe und gyeschärftes Mißtrauen parlamentarı-
sche Repräsentatıon, das Schwanken zwıschen parlamen-angewlesen, NUu schlecht dastehen ann Was also lıegt,

zumal| alle Parteıen verdächtigt sınd, die be]l nıcht recht- tarıscher und außerparlamentarıischer Opposıtion als

zeıtıg erkannt, geschweıge denn bekämpft haben, na- schlechthin Iınke Verhaltensweisen. ber selbst dann: die
her, als sıch eıner AUNCN, MmMIt wenıger konventionellen Politisierung des Gefühls 7 15 1St keıne klassısche Iınke
Methoden Polıitik treibenden ewegung anZzZuVvertrauen, ischart.
auch WEenNn diese oder Teıle VO  = ihr, W AS viele ıhrer Sym-
pathısanten gerade nıcht wollen, der Marktwirtschaft ab- Basısdemokratischer Tränsport VOoO

Lebensgefühlschwört, weıl S1e darın keıine mögliche Lösung ökologı-
scher Probleme erkennt, Ul'ld sıch In Stil und Vertfahren och nıcht Eerst hıer zeıgt sıch, da{fß die Grünen ın keın Lra-
auf „Radıkalopposıtion" testlegt. dıtionelles Schema aASSCH, sondern ıne Parteı eıgener,

ragung sınd, nıcht VO  > den polıtıschen Inhalten
Linkes und Rechtes hält ıch dıe aage her, sondern durch ihr Verständnıis VO Polıtık und iıhren

polıtischen Stil Welche Bedeutung das hat; wırd bereıtsoch der inzwıschen ohl 98048 noch teilweisen
Selbstfestlegung auf Protest sınd dıe Grünen weder als ersichtlich A4AUS der (überwıegenden) Herkunfrt der Grünen

b7zw ihrer Zugehörigkeıt bestimmten soz1ıalen Mılıeusewegung noch als Wählerschgft In den Kategorıen der
klassıschen Protestparteı tassen. Und obwohl Umweltrt TIrotz starken Zuzugs VOT allem VO  e jugendlichen Be-
ihr eigentlıcher Gegenstand VO  — Polıitik ISt, wAäare auch schäftigungslosen (nach Hans Joachim Veen VON der Kon-
talsch, S1€e eintach als Umwveltparteı ezeichnen. Denn rad-Adenauer-Stiftung vgl FAZ VO würden



» X  S  I  R7 ‘ A

Leitartikel 49

ZC  g tast Prozent der arbeitslosen Jugendlichen Solidarıtät un Gerechtigkeıit unmıttelbar un: grofß IST

Srun wählen) siammen dıe Wähler der Grünen aber auch sehr subjektiv emotıional IM wırd CTSC-
ganz überwiıegend Au der Mıiıttel und Oberschicht, SPC- ben Instıtutionen außerhalb des Erlebten oder Erlebbaren
ziell aus dem zeitgenössischen Bildungsbürgertum ach N1g Sınn, sind existenzteindlich auf jeden Fall hinder-
Untersuchungen der Konrad Adenauer Stiftung hat fast ıch Deswegen, un nıcht 1Ur Großbürokratien SC
jeder ZWEelte Grünen Wähler Abıtur oder och- gENZUSLEUEN, dıe Rückkehr be] Produktion un (polıtı-
schulabschlufß Der Anteıl der noch nıcht Berufstätigen, scher) Organısatıon den überschaubaren Raum
hauptsächlich Studenten un Oberschüler, lıegt der
Wählerschaft der Grünen be1 36 Prozent be] Anteıl Was auf jeden Fall vermuitteit werden mufß

der Gesamtbevölkerung VO 1Ur Prozent während
der Anteıl der Rentner un Hausfrauen (40 Prozent der Dıies 1ST Kern das Phänomen Grüne Seıne Bedeutung

hıegt letztlich Generationengeftälle Bruch WAareGesamtbevölkerung) den runen Wählern U  — mIL

Prozent vertreten 1ST
zuvıel ZESAZT Es 1ST nıcht > da{fß dıe SECIL den sechziger
Jahren nachwachsende VO 1egs un NachkriegszeıtObwohl MIt der Ausbildung Stammwählerschaft der

Anteıl der Jungwähler der TUuNCN Wählerschaft SC-
nıcht mehr berührte (seneratıon STunNn wählt ber W as die
Grünen als Repräsentanten dieser (Generatıon Politik

SAamıt<_ zurückgeht, 1ST diese VOT allem durch rel Merkmale kommt nıcht A4aU5S Randzonen dieser Generatıon,gekennzeichnet S1E 1ST bıldungsbürgerlıch SIC ISt JUNg, un sondern 1ST ıhr Lebensgefühl un ıhr Politikverständnis
SIC 1STn 1N$5 Beschäftigungssystem integrıert Deswegen müfste dıe Auseinandersetzung un hier hät-Dı1e un Wählerschaft kommt also überwiegend a4X$ der

ten auch kırchliche Verbände und Gremıien 1Ne AufgabeJUNgEN (seneratiıon des Bıldungsbürgertums mIL tradıt1o0- das W as un Polıitik als Polıitik darstellt und Nsnellem oder neuförmıgem kleinbürgerlichem Zuschnitt
WEeIL SIC das Verhältnis VO Staat Gesellschafrt (semeıln-Dıie Wähler (oder dıe Eltern der heutigen Grünen Wähler) schaft un Indıyıduum betriftfftt viel stärker als bısherhaben trüher überwiegend — soz1ıallıberalen Sınne

SPD gewählt. S1e haben sıch SEeIL dem Niedergang der vorpolitischen Raum stattfinden Dabei mMUu SanzZ selbst-
verständlich davon AUSSCHANSCH werden auch Parteıenzıiallıberalen Koalıtion VO der SPD abgewandt und ı

den Grünen dıe iıhrem Zeitgefühl und Lebensstil ENISPCE-
werden dies WECNN SIC mehrheitsfähig leiben wollen tiun

INuUusSsSen dafß Generatıon, für die polıtische rel-chende polıtische ewegung gefunden, haben als Jung- heıt selbstverständlich 1ST und die 1U  — demokratische Ver-wähler für S1C un leiben NUN, WIC der hohe hältnisse erlebt hat, hre Kritik vorwiegend auf diıeseGrünen Anteıl den bıs 35J)ährıgen als selbst richtet und grundlegende polıtische Fragen nachStammwähler be] iıhnen D1e me1lsten sınd beruflich N15 dem natıonalen Selbstverständnıis, nach dem Verhältnisgefordert oder sınd Ööffentlichen Diıenst S1e sınd
VO Partızıpatiıon un Repräsentatıon Staat und Gesell-gekennzeichnet durch Zwang ZzU Exıstenz- schaft nach Sıcherheit un Friıeden, nachkampf durch 1N€€ hedonistische Lebenseıinstellung, Gleichgewicht VO  > Okonomie Technik un Umwelrdurch emotıionales Betroffensein VO persönlıches ohl-

seInN un Sicherheit gefährdenden technologischen Ent- ders un N  - stellt und darauf auch NCUC, vielfach alsche,
aber 11C Sanz abzuweisende Antworten o1btwicklungen, durch hohe polıtische Sensibilität un Artı-

kulationsfähigkeit, durch viel Freıizeıt un 1i1ne DGr 7Zu vermiıtteln aber sınd dieser Auseinandersetzung VOT

pragte Dıstanz Zu Wirtschaftsleben allem drei ınge Erstens dafß auch Demokratien 11IC da-
Dı1e Parteı der Grünen selbst verkörpert diese Schicht auf gefeit sınd hre Freiheıitlichkeit verliıeren, un
zweiıerle!] Weiıse Sıe LranspOrtiert „Dasısdemokratıisch“ WAar nıcht 1Ur durch bürokratische Einschränkungen, SC-
das Lebensgefühl dieses Miılıeus un dieser Generatıon SCH die kollektive Abwehr möglıch IST, sondern durch
die Polıitik (legeres Auftreten, yrößtmögliche Unabhän- Überziehung, die sıch wehren ott WENISCI leicht
oigkeıt Lebensgestaltung möglıchst unbeeinflußt VO IST, weıl INan NT, gerade ı Sınne treiheitlicherer
Großinstitutionen, basısdemokratische un basısökono- Verhältnisse Ag1ErCN Z/weıtens da{fß gesellschaftliche
mische Lxperimente) Und S1E macht AaUuUs diesem Lebens- „Ressourcen auf hre Weıse SENAUSO erschöptflıch sınd
gefühl Politik S1C überträgt vorwiegend Kategorıen WI1IE wirtschaftliche, W as heißt da{fß staatlıche un gesell-
des persönlıchen Erlebens und des Betroffenseins auf p - schaftliche Instıtutionen nıcht belıebig nach subjektiven,
htische Prozeduren un Ordnungen Polıitik soll den per- „exıistentiellen Bedürtnissen veränderbar oder austausch-
sönlichen Lebensraum erweılern und abstützen und dıe bar sınd da{fß deshalb dıe Durchsetzung und Bewahrung
Lebensgrundlagen tür e1in Leben möglıchst treier Wahl S1- polıtisch demokratischer Freiheiten auch estimmte
chern Dem sınd alle anderen polıtischen Themen Verfahrensweisen gebunden und da{fß deswegen auch
Benpolitische, wirtschaftspolitische, vertassungspoliti- diese nıcht belıebig verschoben oder ausgewechselt WeTr-

sche, rechtspolitische zuzuordnen Dıie polıtısche Instı- den können Konkret dafß C1MN allen seinen UOrganen UN)
tutiıonenordnung IST diesem Rahmen nıcht 1Ur eın Arbeitsweisen Junktionierender Parlamentarısmus Nn-

Selbstzweck, sondern hat vornehmlich un unmıiıttelbar dige Voraussetzung tür 11C stabile Demokratie 1ST Drit-
der Realısıerung exıstentieller Bedürfnisse zZu  — Verfügung tens da{ß sowohl zu Prinzıp der Mehrheitsentschei-

SsSCINn Deshalb ıIST der Umgang MItL ıhr leger WIEC der dungen WIC auch ZU staatlıchen Gewaltmonopol keıine
MIItL der Kleiderordnung. Gerade weıl das Bedürfnis nach demokratische Alternative o1ıbt Davıd Seeber


